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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

I I I  ZR 6 5 /7 2 URTEIL Verkündet am
20. Juni 1974 Schonn,
Justizhauptsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

der Firma Hfl 
Bflflflflksteig

1-Modelle, Inhaberin Maria Hflflb, P̂

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

gegen

die Stadt P< 
meister,

vertreten durch den Ersten Bürger-

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof.Dr.Dr.l
und Prof. Dr.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 20. Juni 1974 
durch die Richter Dr. Kreft, Dr. Beyer, Dr. Krohn, 
Peetz und Lohmann

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Bam­
berg vom 10. April 1972 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des Revisions­
rechtszuges, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Am 30. September 1970 verletzte sich die bei der 
Klägerin als Arbeiterin tätige Maria BtfBl bei einem 
Sturz auf dem durch Frostaufbrüche schadhaft gewordenen 
Verbindungsweg zwischen der Bahnhofstraße und dem Bahn­
hofsteig in P40IBP. Sie war bis zum 9. November 1970 
arbeitsunfähig. Die Klägerin zahlte in dieser Zeit den 
Lohn in Höhe von 789,05 DM sowie Beiträge zur Sozial­
versicherung in Höhe von 104,15 DM. Hierfür verlangt 
sie von der beklagten Gemeinde Ersatz wegen Verletzung 
der Verkehrssicherungspflicht.
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Die Beklagte, die eine schuldhafte Pflichtver­
letzung in Abrede stellt, ist der Ansicht, daß 
sie Schadensersatz schon deshalb nicht schulde, 
weil die Ersatzpflicht ausschließlich aus Amts- 
Pflichtverletzung (§ 839 BGB, Art. 34 GG) herge­
leitet werden könne und die Lohnfortzahlung für die 
geschädigte Arbeitnehmerin eine anderweite Ersatz­
möglichkeit im Sinne des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB dar­
stelle . Landgericht und Oberlandesgericht haben sich 
dieser Rechtsauffassung angeschlossen und die Klage 
abgewiesen.

Mit der zugelassenen Revision erstrebt die Klägerin 
die Verurteilung der Beklagten. Diese bittet um 
Zurückweistang des Rechtsmittels.

Entscheidungsgründe: 

Die Revision hat Erfolg.

I.
1. Die Klägerin hatte, wie dem Berufungsurteil 

zu entnehmen ist, die Leistungen, wegen derer sie 
m m  Ersatz fordert, nach dem Gesetz über die Fortzah­
lung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle (Lohnfort­
zahlungsgesetz) vom 27. Juli 1969 (BGBl I 946) - LFZG - 
zu erbringen. Zu Recht ist das Berufungsgericht bei dieser 
Sachlage davon ausgegangen, daß der Klägerin Ersatzan-
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Sprüche nur nach § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes aus über­
gegangenem Recht zustehen können, der eingeklagte 
Anspruch also zur Voraussetzung hat, daß die beklagte 
Gemeinde der Arbeitnehmerin BflU Schadensersatz in 
Höhe der Klageforderung schuldete. Für einen Ersatz­
anspruch der Klägerin aus eigenem Recht fehlen Jegliche 
Anhaltspunkte.

2. Zutreffend ist auch die weitere Annahme des 
Berufungsgerichts, daß als Rechtsgrundlage für eine 
Forderung auf Schadensersatz nur § 839 Abs. 1 Satz 1 BGB 
in Verbindung mit Art. 34 GG in Betracht kommt. Nach 
Art. 72 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes idF 
der Bekanntmachung vom 25. April 1968 (BayGVBl 64) 
sind die aus der Überwachung der Verkehrssicherungs­
pflicht der öffentlichen Straßen sich ergebenden Auf­
gaben von den Bediensteten der damit befaßten Körper­
schaften in Ausübung eines öffentlichen Amtes wahrzu­
nehmen.

II.

Zu Unrecht meint das Berufungsgericht Jedoch, daß 
der Schadensersatzanspruch gegen die Beklagte, welcher 
nach dem Vorbringen der Klägerin allenfalls eine fahr­
lässige Pflichtverletzung vorzuwerfen sei, in Jedem 
Fall daran scheitern müsse, daß die Weiterzahlung des 
Arbeitsentgelts aufgrund das Lohnfortzahlungsgesetzes 
für die geschädigte Arbeitnehmerin eine die Amtshaftung 
ausschließende anderweite Ersatzmöglichkeit im Sinn



- 5 -

des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB darstelle. Das trifft 
nicht zu, wie der erkennende Senat im einzelnen in 
dem zur Veröffentlichung in der Entscheidungssamm­
lung bestimmten Urteil vom heutigen Tag in der Sache 
III ZR 27/73 ausgeführt hat.

Die Einführung der Lohnfortzahlung durch das Ge­
setz vom 27. Juli 1969 beruht auf arbeitsrechtlichen 
Überlegungen und Zielvorstellungen. Die Lohnfortzah­
lung verfolgt nicht den Zweck, dem geschädigten Arbeit­
nehmer einen Ausgleich für einen Schadensfall zu ver­
schaffen. Die Lohnfortzahlung weist auch nicht die 
besonderen Merkmale auf, die den anderweiten Ersatz­
möglichkeiten im Sinn des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB 
gemein sind.

1. Die Verpflichtung des Arbeitgebers, an den 
Arbeitnehmer nach den Vorschriften des Lohnfort­
zahlungsgesetzes im 'Krankheitsfall den Arbeitslohn 
fortzüzahlen, entsteht im Einzelfall durch den Ab­
schluß des Arbeitsvertrags mit dem Arbeitnehmer und 
ist kraft Gesetzes Inhalt aller unter dieses Gesetz 
fallenden Arbeitsverhältnisse. Die in § 1 Abs. 1 LFZG 
getroffene Regelung, daß ein Arbeiter, der nach Beginn 
der Beschäftigung durch Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit an seiner Arbeitsleistung verhindert wird, 
ohne daß ihn ein Verschulden trifft, dadurch den An­
spruch auf Arbeitsentgelt für die Zeit der Arbeitsunfähig­
keit bis zur Dauer von sec.hs Wochen nicht verliert, 
stellt eine besondere Ausgestaltung der arbeitsrecht­
lichen Fürsorgepflicht dar. Diese gebietet dem Arbeit-
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geber, den Lebensunterhalt des erkrankten Arbeitnehmers 
sicherzustellen, und zwar grundsätzlich ohne Rücksicht 
auf die Gründe der Erkrankung, sofern der Arbeitnehmer 
sie nicht verschuldet hat.

Die - späteren - Umstände und damit insbesondere 
die schadenstiftenden Vorgänge, die den Schadensersatz­
anspruch des Arbeitnehmers gegen den Schädiger be­
gründen, hier also seinen Ersatzanspruch gegen die 
beklagte Gemeinde aus § 839 Abs. 1 Satz 1 BGB, sind 
für das Entstehen des Lohnfortzahlungsanspruchs ohne 
Bedeutung. Das Unvermögen des Arbeitnehmers, infolge 
seiner Erkrankung die an sich geschuldete Arbeitsleistung 
zu erbringen, ist im Fall des § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG 
nicht Merkmal eines anspruchsbegründenden Tatbestands, 
sondern tatsächliche Voraussetzung einer Norm, die einen 
anspruchsvernichtenden Tatbestand des allgemeinen Vertrags­
rechts - nämlich § 323 Abs. 1 Satz 1 BGB - für einen 
Sonderfall außer Kraft setzt. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG 
verliert der Arbeitnehmer seinen Anspruch auf das Ar­
beitsentgelt nicht, obwohl er an seiner Arbeitsleistung 
verhindert ist. Zahlungen nach dieser Vorschrift sind 
dementsprechend ihrer Natur nach der dem Arbeitnehmer 
zustehende Lohn, nicht eine irgendwie geartete Ersatz­
leistung (BAG NJW 1972, 702). Die dem Arbeitnehmer wegen 
der auf dem Schadensfall beruhenden Erkrankung an sich 
zustehende eigentliche Ersatzleistung wäre das von der 
Krankenkasse zu zahlende Kranken- und Verletztengeld; 
der Anspruch hierauf ruht jedoch gemäß §§ 189 Satz 1 
und 560 Abs. 1 Satz 1 RVO, wenn und soweit der Arbeit­
nehmer Arbeitsentgelt erhält.
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2. Die Leistlangen des Arbeitgebers nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 LFZG weisen demzufolge wesentliche Unterschiede 
zu den unter § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB fallenden ander­
weiten Ersatzleistungen auf:

Die Verpflichtung zu den Ersatzleistungen nach 
§ 839 Abs. 1 Satz 2 BGB beruht im Regelfall darauf, 
daß der Verpflichtete unmittelbar für den Schadens­
fall Und die daraus herrührenden Folgen einzustehen 
hat, sei es, daß er die eingetretene Schädigung mit- 
verursacht hat, sei es, daß die Ersatzpflicht ver­
traglich - wie z.B. durch einen Versicherungsvertrag - 
von ihm übernommen oder durch Gesetz begründet worden 
ist, wie z.B. für die Träger der Sozialversicherung.
Art und Umfang der anderweiten Ersatzleistungen be­
stimmen sich dabei grundsätzlich nach dem eingetretenen 
Schaden; die Leistung soll die durch die Schädigung ein­
getretenen Nachteile ausgleichen. Insoweit besteht in 
den Fällen des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB eine Kongruenz 
zwischen Schaden und anderweiter Ersatzmöglichkeit 
(vgl. BGHZ 49, 267, 277).

Bei der Lohnfortzahlung liegen die Dinge anders:

Der Arbeitgeber hat das allgemeine Krankheits- 
risiko seiner Arbeitnehmer zu tragen. Aus dem Lohn­
fortzahlungsgesetz ist aber nicht zu entnehmen, daß 
ihm darüberhinaus auch das Schadensrisiko auferlegt 
sein soll, und zwar in den Fällen, wenn nicht er, wohl 
aber ein Dritter für den Schaden und die dadurch ver­
ursachte Erkrankung seines Arbeitnehmers verantwortlich
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zu machen ist. Der Gesetzgeber hat eine solche Rege­
lung im Lohnfortzahlungsgesetz nicht getroffen. Sinn 
und Zweck der Regelung in dem Gesetz sprechen vielmehr 
für die gegenteilige Annahme.

Das Lohnfortzahlungsgesetz soll und will dem 
Schutz und den Interessen der Arbeitnehmer dienen.
Sie aber werden durch die Frage, ob der Arbeit­
geber oder der Schädiger den Schaden endgültig zu 
tragen hat, nicht berührt. Für das (Außen-) Verhältnis 
zwischen Arbeitgeber und Schädiger ist das Lohn- 
fortzahlungsgesetz mit seiner Regellang des Innenver­
hältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ledig­
lich insoweit von Bedeutung, als es in § 4 den Über­
gang des Anspruchs des Arbeitnehmers gegen den Schädiger 
auf den Arbeitgeber anordnet. Damit erschöpft sich 
die Bedeutung dieser Bestimmung aber darin, daß 
zu Lasten des Schädigers gleichsam ein Gläubiger­
wechsel stattfindet; der aus dem schädigenden Ereignis 
erwachsene Schadensersatzanspruch als solcher bleibt 
unberührt. § 4 Abs. 1 LFZG fingiert einen Vermögens­
schaden des Arbeitnehmers und zwar ausschließlich zu 
Lasten des Schädigers.

Das wird auch daran deutlich, daß der Gesetzgeber 
sich mit der Verabschiedung des Lohnfortzahlungs­
gesetzes nicht für die versicherungsrechtliche Lösung 
entschieden hat, die während des Gesetzgebungsver­
fahrens in die Überlegungen einbezogen war. Bei einer 
versicherungsrechtlichen Lösung könnte zu erwägen sein.
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ob die dann geschuldete Versicherungsleistung nicht 
die öffentliche Hand entlasten müßte. Der Gesetzgeber 
hat sich jedoch für die arbeitsrechtliche Lösung in 
der Form der Fortzahlung des Arbeitsentgelts entschie­
den. Unter diesen Umständen aber besteht kein sach­
licher Grund dafür, den für den Schaden deliktisch 
Verantwortlichen durch Leistungen nach dem Lohnfort­
zahlungsgesetz zu entlasten (vgl. BGHZ 7, 30, 47/8 
und 21, 112, 116, 119 für die gleiche Regelung in 
§616 BGB); "ihn geht" - wie es der Bundesgerichts­
hof zu § 616 BGB ausgesprochen hat (BGHZ 7, 30, 49) - 
"der vertragliche Anspruch des körperlich verletzten 
Arbeiters, den dieser gegen seinen Arbeitgeber auf­
grund des Arbeitsvertrags hat, nichts an". Der sozial­
politische Sinn solcher Leistungen des Arbeitgebers 
würde sogar in ihr Gegenteil verkehrt, wenn sie dem­
jenigen zugute kämen, der den Schadensfall in ver­
antwortlicher Weise verursacht hat (BGHZ 21, 112,
116; vgl. auch BGHZ 13, 360, 364). § 4 Abs. 1 LFZG 
dient daher lediglich der Entlastung des Arbeitgebers 
(Doetsch/Schnabel/Paulsdorff, Lohnfortzahlungsgesetz,
3. Aufl., § 4 Rdn. 2 ). Dieser Gesetzeszweck verwehrt 
es auch dem Beamten und der für ihn nach Art. 34 GG 
eintretenden Körperschaft, sich auf die Leistungen des 
Arbeitgebers als anderweiten Ersatz für den dem Ar­
beitnehmer durch Amtspflichtverletzung zugefügten Scha­
den zu berufen.

. 3. Es gilt mithin für Leistungen des Arbeitgebers
nach dem Lohnfortzahlungsgesetz nichts anderes als 
für Leistungen eines öffentlich-rechtlichen Dienst-

■-
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herren aufgrund der Beamtengesetze, die ebenfalls 
keine anderweite Ersatzmöglichkeit im Sinn des 
§ 839 Abs. 1 Satz 2 BGB darstellen (vgl. BGHZ 43, 
115, 117; BGH VersR 1966, 933, 934; NJW 1963, 
2168) .

H I .

Wegen der zu Unrecht auf § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB 
gegründeten Abweisung der Klage muß das Berufungsur­
teil aufgehoben werden. Das Berufungsgericht wird 
nunmehr festzustellen haben, ob und inwieweit die 
Voraussetzungen für einen, auf die Klägerin über­
gegangenen Schadensersatzanspruch ihrer Arbeitneh­
merin Barth gegen die Beklagte aus § 839 Abs. 1 
Satz 1 BGB gegeben sind. Hierzu sind weitere tat­
sächliche Feststellungen erforderlich, die das Revisions­
gericht nicht treffen kann.

I Auf die weitere Rüge der Revision, daß der Be­
klagten eine bedingt vorsätzliche Amtspflichtver­
letzung vorzuwerfen sei, weil sie trotz Kenntnis der 
Frostaufbrüche nichts dagegen unternommen habe.
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kommt es nicht mehr an. Die Beklagte müßte auch 
für eine fahrlässige Amtspflichtverletzung ein­
stehen.

Kreft Richter Dr. Beyer ist Dr. Krohn
beurlaubt und verhindert, 
seine Unterschrift bei­
zufügen.

Kreft

Peetz Lohmann
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